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Editorial 
 
Sehr geehrte Leserin, 
sehr geehrter Leser, 
 
nach langer Vorgeschichte ist 
nun endlich die Energiespar-
verordnung fertig gestellt. 
 
Nachdem die Bundesregierung 
am 27.4.07 den Verordnungs-
entwurf mit nicht gerade 
schlanken 174 Seiten dem 
Bundesrat zur Zustimmung 
nach Art. 80 GG zugeleitet 
hatte, stimmte der Bundesrat 
mit 29 Seiten Änderungswün-

schen zu. Die Bundesregierung 
stimmte diesen Änderungswün-
schen wiederum mit Beschluss 
vom 27.6.07 zu. Die EnEV 
wird somit voraussichtlich im 
Juli veröffentlicht, so dass sie 
zum 1.10. 2007 in Kraft treten 
kann. 
 
Die Umsetzungsaufgaben für 
den Verwalter eröffnen weitere 
Problemkreise aus dem Bereich 

Verwalterpflichten, Verwalter-
vergütung, Fördermöglichkei-
ten,  WEG-Beschlusslagen 
nach der Novelle  und weiteres 
mehr. Wir wollen uns  daher 
diesem Themenkreis für  den 
Verwalterstammtisch am 
19.7.07 nutzen. Sie sind herz-
lich eingeladen. 
 

 
Es grüßt herzlich  

Ihr Anwalt 
 

Heinz-G. Schultze 
 
 
Allgemeines 

 
Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen  

 
Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze ab 2002:  
 
 Zeitraum  Basiszinssatz 

% 
Verzugszinssatz 
% 

Verzugszinssatz für Rechtsge-
schäfte ohne Verbraucherbeteili-
gung % 

1.1. bis 30.6.2002  2,57  7,57  10,57   
1.7. bis 31.12.2002  2,47  7,47   10,47   
1.1. bis 30.6.2003  1,97  6,97   9,97   
1.7. bis 31.12.2003  1,22  6,22   9,22   
1.1. bis 30.6.2004  1,14  6,14   9,14   
1.7. bis 31.12.2004  1,13  6,13   9,13   
1.1. bis 30.6.2005  1,21  6,21  9,21   
1.7. bis 31.12.2005  1,17  6,17   9,17   
1.1. bis 30.6.2006  1,37 6,37 9,37 
1.7. bis 31.12.2006 1,95 6,95 9,95 
1.1. bis 30.6.2007 2,7 7,7 10,7 
1.7. bis 31.12.2007 3,19 8,19 11,19 

 
Der Gläubiger kann nach dem 
Eintritt der Fälligkeit seines 
Anspruchs den Schuldner durch 
eine Mahnung in Verzug setzen 
(§ 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der 
Mahnung gleichgestellt sind die 

Klageerhebung sowie der 
Mahnbescheid (§ 286 Abs. 1 S. 
2 BGB).  
Einer Mahnung bedarf es nicht, 
wenn für die Leistung eine Zeit 
nach dem Kalender bestimmt 

ist, die Leistung an ein voraus-
gehendes Ereignis anknüpft, 
der Schuldner die Leistung ver-
weigert, besondere Gründe den 
sofortigen Eintritt des Verzugs 
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Schirm5
Kommentar zu Text
(1) Leistet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, die nach dem
Eintritt der Fälligkeit erfolgt, so kommt er durch die Mahnung in Verzug. Der Mahnung
stehen die Erhebung der Klage auf die Leistung sowie die Zustellung eines
Mahnbescheids im Mahnverfahren gleich.




 

rechtfertigen (§ 286 Abs. 2 
BGB).  
Bei Entgeltforderungen tritt 
Verzug spätestens 30 Tage 
nach Fälligkeit und Zugang 
einer Rechnung ein; dies gilt 
gegenüber einem Schuldner, 
der Verbraucher ist, allerdings 
nur, wenn hierauf in der Rech-
nung besonders hingewiesen 
wurde (§ 286 Abs. 3 S. 1 
BGB).  
Im Streitfall muss allerdings 
der Gläubiger den Zugang der 
Rechnung (nötigenfalls auch 

den darauf enthaltenen 
Verbraucherhinweis) bzw. den 
Zugang der Mahnung bewei-
sen.  
Während des Verzugs ist eine 
Geldschuld zu verzinsen (§ 288 
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Ver-
zugszinssatz beträgt für das 
Jahr fünf Prozentpunkte bzw. 
für Rechtsgeschäfte, an denen 
Verbraucher nicht beteiligt 
sind, acht Prozentpunkte (nur 
bei Entgelten) über dem Basis-
zinssatz (§ 288 Abs. 1 S. 2 
bzw. Abs. 2 BGB).  

Der Basiszinssatz verändert 
sich zum 1. Januar und 1. Juli 
eines jeden Jahres um die Pro-
zentpunkte, um welche die 
Bezugsgröße seit der letzten 
Veränderung des Basiszins-
satzes gestiegen oder gefallen 
ist. Bezugsgröße ist der Zins-
satz für die jüngste Hauptre-
finanzierungsoperation der 
Europäischen Zentralbank vor 
dem ersten Kalendertag des 
betreffenden Halbjahres (§ 247 
Abs. 1 S. 2, 3 BGB).

 
 

Änderung bei Gebührenanrechnung bei nachfolgendem Klageverfahren 
 
Mit seinem Urteil vom 7.3.07 
hat der VIII. Zivilsenat die bis-
herige Anrechnungspraxis der 
Anwälte auf den Kopf gestellt 
(VIII ZR 86/06). Mit Inkrafttre-
ten des Rechtsanwaltsvergü-
tungsgesetzes (RVG) am 1.7.04 
wurde die bis dahin geltende 
Bundesrechtsanwaltsgebühren-
ordnung (BRAGO) geändert, 
die bis dahin die gesetzlichen 
Gebühren der Anwaltsrechnun-
gen festlegte. Erstmals mit der 
Neuregelung wurden in einem 
Mandat die vorgerichtlich ent-
standenen Gebühren nicht mehr 
vollständig auf die Gebühren 
eines nachfolgenden Gerichts-
streites angerechnet.  
 
Der Gesetzgeber schuf in den 
Vorbemerkungen zu den ge-
richtlichen Gebühren (VV 
3100) einen Anrechnungstatbe-
stand, wonach die vorgerichtli-
che Geschäftsgebühr (zwischen 
0,5 und 2,5 Gebühren) zu 50% 
maximal aber zu 0,75 eine An-
rechnung erfuhr. Soweit die 
Gebühren erstattungsfähig wa-
ren, mussten von da an die An-
wälte die hälftige Geschäftsge-

bühr (i.d.R. 0,65) neben der 
Hauptforderung einklagen, da 
im nachfolgenden Kostenfest-
setzungsverfahren vom Rechts-
pfleger nur die gerichtlichen 
Gebühren festgesetzt werden. 
 
Die vorgerichtliche Gebühr von 
0,65 steht also unter Ziffer 2 
des Klagantrages und die i.d.R. 
2,5 Gebühren für das Gerichts-
verfahren werden im Kosten-
festsetzungsverfahren tituliert. 
Nunmehr stellt der BGH fest, 
dass sich die Gerichtsgebühr zu 
reduzieren hat und nicht die 
vorgerichtliche Gebühr. Er 
verstehe die Anrechnungsvor-
schrift im Gesetz so, dass die 
vorgerichtliche Gebühr von 
(i.d.R.) 1,3 erhalten bleibe und 
sich stattdessen die gerichtliche 
Verfahrensgebühr von 1,3 re-
duziere. In der Folge sind also 
im Klagantrag 1,3 Geschäfts-
gebühren aufzunehmen und im 
Kostenfestsetzungsverfahren 
können nur noch 0,65 Gebüh-
ren geltend gemacht werden, 
wenn anschließend geklagt 
wird. Das hat für die Praxis des 
jeweiligen Klägers indessen 

einige Nachteile. Zum einen 
werden die Nebenkosten eben-
so wie die Zinsen bei Ver-
gleichsverhandlungen traditio-
nell gerne unter tatkräftiger 
Mitwirkung des Gerichts unter 
den Tisch gekehrt. Der Verlust 
für den Kläger ist dann ab so-
fort doppelt so groß. Es mag 
sein, dass dies auch eine Ände-
rung der Übung einleitet. Zum 
anderen wird es künftig Strei-
tigkeiten im Kostenfestset-
zungsverfahren über die vorge-
richtliche Tätigkeit des Anwal-
tes geben. Bisher ist der Anwalt 
über geringfügige vorgerichtli-
che Aufgaben mitunter einfach 
hinweggegangen und hat diese 
Gebühren bei seinem Mandan-
ten nicht abgerechnet und in der 
Folge auch nicht eingeklagt. 
Nunmehr besteht die Gefahr, 
dass der Beklagte gerade diesen 
Gebührenanfall im Kostenfest-
setzungsverfahren einredeweise 
geltend macht, um die Verfah-
rensgebühr auf 50% zu reduzie-
ren. Hier wird die Praxis fak-
tisch gezwungen schematischer 
zu verfahren. 
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Kommentar zu Text
(1) Eine Geldschuld ist während des Verzugs zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt
für das Jahr fünf Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.
(2) Bei Rechtsgeschäften, an denen ein Verbraucher nicht beteiligt ist, beträgt der
Zinssatz für Entgeltforderungen acht Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.
(3) Der Gläubiger kann aus einem anderen Rechtsgrund höhere Zinsen verlangen.
(4) Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist nicht ausgeschlossen.




 

Immobilienrecht
 

Kein Regress des Gebäudeversicherers bei Haftpflichtversicherung des Mieters 
 
Im Dezember 2003 unterlies  es 
eine Mieterin, die Kerzen auf 
dem Adventskranz auszupusten 
und ging zu Bett. Es kam zu 
einem Wohnungsbrand mit rund 
25.000 € Sachschaden, den die 
Gebäudeversicherung regulierte. 
Die Mieterin verfügte über eine 
private Haftpflichtversicherung. 
Die Gebäudeversicherung ver-
suchte unter Berufung auf einen 
Forderungsübergang nach § 67 
VVG hier Regress zu nehmen. 
Dem erteilte der BGH mit Urteil 
vom 20.12.06 (VIII ZR67/06) 

eine Absage (keine Leitsatzent-
scheidung). Der Vertrag mit dem 
Gebäudeversicherer enthalte 
regelmäßig einen  konkludenten 
Regressverzicht in Bezug auf 
den Rückgriff gegen den Mieter 
bzw. dessen Haftpflichtversiche-
rung, wenn der Mieter nur leicht 
fahrlässig gehandelt habe. Ob 
leichte Fahrlässigkeit vorlag, 
hatte das Berufungsgericht nicht 
geklärt, so dass der Fall zur end-
gültigen Entscheidung zurück 
verwiesen wurde. 
 

Die Entscheidung dürfte so nicht 
lange Bestand haben, da davon 
auszugehen ist, dass die Versi-
cherer ihre Bedingungen ent-
sprechend anpassen werden. Im 
Anschluss daran wird man zu 
prüfen haben, ob die strengeren 
Maßstäbe, die die VVG-Novelle 
für die Versicherungswirtschaft 
in Bezug auf Verbraucherschutz 
aufstellen wird, hier wiederum 
gegensteuert.

 
 
Mietrecht 
 

Keine Vorgabe der Ausführungsart bei Schönheitsreparaturen 
 

 
 
Der BGH hat sich mit der Aus-
führungsart von Schönheitsrepa-
raturen wie z.B. der Farbwahl 
des Mieters im Urteil vom 
28.3.07 (VIII ZR 199/06) be-
schäftigt. Die Instanzrechtspre-
chung geht davon aus, dass der 
Mieter in der Farbwahl grund-
sätzlich frei ist (vgl. etwa LG 
Braunschweig WM 1967, 183, 
LG Mannheim WM 1976, 49 
LG Marburg ZMR 1980, 180, 
LG Wiesbaden WM 1986, 311) 
oder zumindest im Rahmen des 
sozialverträglichen (Der Mieter 
hat einen neutralen Farbton zu 

wählen, der eine „konventionelle 
Wohnungseinrichtung aufneh-
men kann“, LG Itzehoe WM 
1980, 63) frei wählen darf. 
 
Im zugrunde liegenden Sachver-
halt wollte sich der Vermieter 
vor Überraschungen schützen, 
indem er im Mietvertrag formu-
lierte, dass der Mieter bei der 
Ausführung von Schönheitsrepa-
raturen nur von der „bisherigen 
Ausführungsart“ abweichen darf, 
wenn das Wohnungsunterneh-
men zuvor seine Einwilligung 
erteilt hat. 
 
Diese Klausel erklärte der BGH 
nunmehr für nichtig. Die Klausel 
sei nicht nur unklar und verstoße 
hierdurch gegen § 305 c Abs. 2 
BGB, sondern benachteilige den 
Mieter auch unangemessen (§ 
307 Abs. 1 S. 1 BGB). Die 
Klausel sei deshalb unklar, weil 
nicht eindeutig sei, was unter 
„Ausführungsart“ zu verstehen 
sei. Dieser Begriff könne sich 

entweder auf die Grundausstat-
tung beziehen, auf die Ausges-
taltung im Einzelnen oder auf 
beides. Es sei mithin nicht zu 
erkennen, ob jegliche Verände-
rung zustimmungspflichtig sein 
sollen oder wo sonst die Grenze 
zwischen zustimmungspflichti-
gen und zustimmungsfreien Ver-
änderungen liege. 
 
Zudem würde ein Zustimmungs-
vorbehalt für jegliche Abwei-
chung von der bisherigen Aus-
führungsart, z.B. bei der Wahl 
eines abweichenden Farbtons 
des Decken- oder Wandanstrichs 
oder einer anderen Tapetenart 
den Mieter unangemessen in der 
Möglichkeit beschränken, sich in 
der Mietwohnung nach seinem 
Geschmack einzurichten, ohne 
dass für eine so weitgehende 
Beschränkung ein anerkennens-
wertes Interesse des Vermieters 
zu erkennen sei. 
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Kommentar zu Text
1) Steht dem Versicherungsnehmer ein Anspruch auf Ersatz des Schadens gegen
einen Dritten zu, so geht der Anspruch auf den Versicherer über, soweit dieser dem
Versicherungsnehmer den Schaden ersetzt. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des
Versicherungsnehmers geltend gemacht werden. Gibt der Versicherungsnehmer seinen
Anspruch gegen den Dritten oder ein zur Sicherung des Anspruchs dienendes Recht auf,
so wird der Versicherer von seiner Ersatzpflicht insoweit frei, als er aus dem Anspruch
oder dem Recht hätte Ersatz erlangen können.


Schirm5
Kommentar zu Text
Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind unwirksam, wenn sie den
Vertragspartner des Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen
benachteiligen. Eine unangemessene Benachteiligung kann sich auch daraus ergeben,
dass die Bestimmung nicht klar und verständlich ist.
(2) Eine unangemessene Benachteiligung ist im Zweifel anzunehmen, wenn eine
Bestimmung
1. mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, von der
abgewichen wird, nicht zu vereinbaren ist oder
2. wesentliche Rechte oder Pflichten, die sich aus der Natur des Vertrags
ergeben, so einschränkt, dass die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet
ist.
(3) Die Absätze 1 und 2 sowie die §§ 308 und 309 gelten nur für Bestimmungen in
Allgemeinen Geschäftsbedingungen, durch die von Rechtsvorschriften abweichende oder
diese ergänzende Regelungen vereinbart werden. Andere Bestimmungen können nach Absatz
1 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 1 unwirksam sein.




 

Vermieterpflichten bei Mietwohnungskauf nach Mieterauszug in Bezug auf Kaution 
 
Mit der personalen Abgrenzung 
der Vermieterpflichten beim 
Eigentumswechsels einer ver-
mieteten Wohnung (hier: Zu-
schlag im Wege der Versteige-
rung) hat sich der BGH im Urteil 
vom 4.4.07 (VIII ZR 219/06) 
nochmals dezidiert auseinander-
gesetzt. 
 
Dabei gab es vorliegend die 
Besonderheit, dass zum Zeit-
punkt des Eigentumswechsels 
das Mietverhältnis bereits been-
det war und der Mieter auch 
schon ausgezogen war. Einzig 
die Kaution war noch nicht ab-
gerechnet. Es entbrannte ein 
Streit darüber, ob der neue Ei-
gentümer auch insoweit noch in 
die Pflicht zur Abrechnung und 
Auskehr der Kaution eintreten 
würde. 
 
Nach §§ 566, 566a BGB tritt der 
Erwerber von Wohnraum in ein 
bestehendes Mietverhältnis ein. 
Nach der Rechtsprechung des 
BGH ist diese Regelung analog 
auch auf den Fall anzuwenden, 

dass zum Zeitpunkt des Eigen-
tumswechsels das Mietverhältnis 
zwar schon beendet ist, der Mie-
ter aber die Wohnung noch nicht 
geräumt hat. Der Erwerber tritt 
dann in das mietrechtliche Ab-
wicklungsverhältnis ein (BGHZ 
72, 147). 
 
Nach dem Auszug des Mieters 
werden nur noch etwaige An-
sprüche des Vermieters aus spä-
teren Nebenkostenabrechnungen 
fällig. Nach der Rechtsprechung 
des BGH stehen Nachzahlungs-
ansprüche aus einer nach dem 
Eigentümerwechsel erteilten 
Nebenkostenrechnung über eine 
zuvor abgelaufene Abrech-
nungsperiode jedoch weiter dem 
ehemaligen Vermieter zu. Auch 
die Abrechnungspflicht und die 
Verpflichtung zur Auskehrung 
eines etwaigen Guthabens tref-
fen in einem derartigen Fall den 
früheren Vermieter. Von einer 
strikten Anwendung des soge-
nannten Fälligkeitsprinzips hat 
der BGH in diesen Fällen aus 
Gründen der Praktikabilität ab-

gesehen. Derjenige, der die Vor-
auszahlungen für einen Abrech-
nungszeitraum erhalten hat, soll 
auch die Abrechnung erteilen 
und zur Rückzahlung eines Gut-
habens verpflichtet bzw. zur 
Geltendmachung eines Nachzah-
lungsbetrages berechtigt sein 
(BGH NJW 2004, 851). 
 
Auch in dem hier zur Entschei-
dung stehenden Sachverhalt hat 
der BGH von der Anwendung 
des Fälligkeitsprinzips abgese-
hen. Weder der Zweck der ge-
setzlichen Regelung noch prakti-
sche Gründe würden es rechtfer-
tigen, den Erwerber in ein noch 
bestehendes Abwicklungsver-
hältnis hinsichtlich der Pflichten 
aus der Sicherungsabrede eintre-
ten zu lassen. Ist somit das Miet-
verhältnis beendet und der Mie-
ter ausgezogen, wenn der Er-
werber Eigentum erwirbt, blei-
ben alle Aufgaben und Pflichten 
der Kautionsabrechnung beim 
Alt-Vermieter.

 
 

Fristlose Kündigung wegen Gesundheitsgefährdung nur nach Abmahnung 
 
Eine außerordentliche und frist-
lose Kündigung des Wohn-
raummieters wegen Gesund-
heitsgefährdung ist nach §§ 543 
Abs. 1, 569 Abs. 1 BGB nur 
zulässig, wenn der Mieter den 
Vermieter zuvor abgemahnt hat 
oder eine Abhilfefrist gesetzt 
hat. 
 
Mit dieser rechtlichen Feststel-
lung machte der Bundesge-
richtshof im Urteil vom 
18.4.2007 (VIII ZR 182/06) 
deutlich, dass sich insoweit die 
Anforderungen für eine Kündi-
gung des Mieters gegenüber der 
alten Regelung (§ 544 a.F. BGB 
bis 31.8.2001) verschärft haben. 
 

Der Vermieter vermietete 2002 
mit einem auf 2 Jahre befristeten 
Zeitmietvertrag eine 1- Zim-
merwohnung. Die Befristung 
war nach § 575 Abs. 1 Nr. 2 
BGB zulässig, weil der Vermie-
ter plante, nach dem Ende der 
Laufzeit das Gebäude abzurei-
ßen. 
 
Der Mieter kündigte im Septem-
ber 2002 das Mietverhältnis 
außerordentlich unter Berufung 
auf eine Gesundheitsgefährdung 
wegen Schimmelbefalls in der 
Wohnung. Zudem gab der Mie-
ter an, dass er unter Neurodermi-
tis und Asthma leide und in den 
letzten Monaten laufend 
Hausausschlag und des öfteren 

Asthmaanfälle gehabt habe. Da 
der Mieter indessen sogleich 
gekündigt hatte, erklärte der 
BGH die Kündigung für unwirk-
sam, da der Mieter zuvor eine 
angemessene Nachfrist hätte 
setzen müssen, um dem Vermie-
ter die Gelegenheit zu geben, 
den Mangel abzustellen.  
 
Offen blieb jedoch, ob die Kün-
digung möglicherweise unter 
einem Ausnahmegesichtspunkt 
gerechtfertigt sei. Eine Fristset-
zung sei nämlich dann entbehr-
lich, wenn sie offensichtlich 
keinen Erfolg verspricht (§ 543 
Abs. 3  Satz 2 Nr. 1 BGB) oder 
die sofortige Kündigung aus 
besonderen Gründen unter Ab-
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Kommentar zu Text
BGB § 566 Kauf bricht nicht Miete
(1) Wird der vermietete Wohnraum nach der Überlassung an den Mieter von dem Vermieter
an einen Dritten veräußert, so tritt der Erwerber anstelle des Vermieters in die sich
während der Dauer seines Eigentums aus dem Mietverhältnis ergebenden Rechte und
Pflichten ein.
(2) Erfüllt der Erwerber die Pflichten nicht, so haftet der Vermieter für den von dem
Erwerber zu ersetzenden Schaden wie ein Bürge, der auf die Einrede der Vorausklage
verzichtet hat. Erlangt der Mieter von dem Übergang des Eigentums durch Mitteilung
des Vermieters Kenntnis, so wird der Vermieter von der Haftung befreit, wenn nicht
der Mieter das Mietverhältnis zum ersten Termin kündigt, zu dem die Kündigung
zulässig ist.
BGB § 566a Mietsicherheit
Hat der Mieter des veräußerten Wohnraums dem Vermieter für die Erfüllung seiner
Pflichten Sicherheit geleistet, so tritt der Erwerber in die dadurch begründeten
Rechte und Pflichten ein. Kann bei Beendigung des Mietverhältnisses der Mieter die
Sicherheit von dem Erwerber nicht erlangen, so ist der Vermieter weiterhin zur
Rückgewähr verpflichtet.


Schirm5
Kommentar zu Text
BGB § 569 Außerordentliche fristlose Kündigung aus wichtigem Grund
(1) Ein wichtiger Grund im Sinne des § 543 Abs. 1 liegt für den Mieter auch vor, wenn
der gemietete Wohnraum so beschaffen ist, dass seine Benutzung mit einer erheblichen
Gefährdung der Gesundheit verbunden ist. Dies gilt auch, wenn der Mieter die Gefahr
bringende Beschaffenheit bei Vertragsschluss gekannt oder darauf verzichtet hat, die
ihm wegen dieser Beschaffenheit zustehenden Rechte geltend zu machen.


Schirm5
Kommentar zu Text
(3) Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer Pflicht aus dem Mietvertrag,
so ist die Kündigung erst nach erfolglosem Ablauf einer zur Abhilfe bestimmten
angemessenen Frist oder nach erfolgloser Abmahnung zulässig.




 

wägung der beiderseitigen Inte-
ressen gerechtfertigt ist (§ 543 
Abs. 3  Satz 2 Nr. 2 BGB). Hier-
über konnte der BGH jedoch 
nicht abschließend entscheiden, 
da die Tatsacheninstanzen nicht 
ausreichend Feststellungen hier-
zu getroffen hätten.  Hierfür 
machte der VIII. Senat interes-
sante Anmerkungen für das Be-
rufungsgericht: „Die Feststel-
lung des Berufungsgerichtes, 
dass die Wohnung in gesund-
heitsgefährdender Weise mit 
Schimmel befallen gewesen sei, 
entbehrt bislang einer tragfähi-
gen Grundlage. Das Berufungs-

gericht hat seine Feststellung 
lediglich auf drei von der Be-
klagten zu den Akten gegebenen 
Lichtbilder gestützt. Auf diesen 
Fotografien ist nur zu erkennen, 
dass die Tapete an zwei Stellen 
in einer Breite von etwa 1 bis 2 
m und einer Höhe von etwa 30 
bis 60 cm mit – das ist unstreitig 
– Schimmelpilz befallen war. 
Das Berufungsgericht hat nicht 
ausgeführt, weshalb dieser 
Schimmelpilzbefall gesundheits-
gefährdend sein sollte. Die Fra-
ge, ob Schimmelpilz in Mieträu-
men die Gesundheit der Bewoh-
ner gefährdet, lässt sich nicht 

allgemein beantworten und kann 
in vielen Fällen nur durch ein 
medizinisches Sachverständi-
gengutachten geklärt werden 
(vgl. KG ZMR 20047, 513 sowie 
w.N.) Das Berufungsgericht hat, 
wie die Revision zutreffend rügt, 
nicht dargelegt, weshalb es im 
Streitfall für diese Beurteilung 
keiner medizinischen Sachkennt-
nis bedarf, oder dass es selbst 
über die für eine solche Beurtei-
lung erforderliche medizinische 
Sachkenntnis verfügt (BGH NJW 
2000, 1946)“ 

 
 

Formerfordernis bei Verzicht auf Eigenbedarfskündigung 
 
Nach einem Urteil des Bundes-
gerichts bedarf der Verzicht auf 
das Recht zur Eigenbedarfskün-
digung der Schriftform, wenn 
der Verzicht mehr als ein Jahr 
gelten soll (Urteil vom 4.4.2007, 
VIII ZR 223/06). 
 
Bis dato war in der Rechtspre-
chung streitig, ob der Verzicht 
auf bestimmte Kündigungsgrün-
de schon der Schriftform nach   

§ 550 BGB bedürfe  (z.B. LG 
Berlin WuM 1991, 498) oder nur 
der generelle Verzicht auf eine 
Beendigung des Mietverhältnis-
ses (z.B. LG Mannheim, ZMR 
1978, 54). Der BGH beendete 
diese Differenzen nunmehr und 
schloss sich der erstgenannten 
Ansicht an. 
 
Im Streitfall selbst war die Form 
nicht eingehalten. Der Mietver-

trag verwies hinsichtlich der 
Kündigungsmöglichkeit auf eine 
Anlage. Die vorgelegte Anlage 
nahm weder auf ein bestimmtes 
Mietverhältnis Bezug, noch war 
sie von beiden Vertragsparteien 
unterzeichnet. Die Schriftform 
im Sinne des Gesetzes war somit 
nicht eingehalten. Die vom 
Vermieter ausgesprochene Kün-
digung wegen Eigenbedarfs 
hatte daher Erfolg.

  
 

Klärung Gebührenstreitwert bei Räumungsprozessen. 
 
Mit Urteil vom 14.3.07 (VIII ZR 
184/06) wurden noch bestehende 
Rechtsunsicherheiten bei der 
Gebührenberechnung bei Kün-
digung und Räumungsklage 
beendet.  
 
So war bisher bei den Instanzge-
richten streitig, ob sich der 
Streitwert für eine Räumungs-
klage nach dem Jahreswert der 

Bruttowarmmiete oder Netto-
kaltmiete richtet. Das AG Leip-
zig und das AG Halle schlossen 
sich der letztgenannten Ansicht 
an, der nun auch der Bundesge-
richtshof folgt. 
 
Entgegen einer bei den Instanz-
gerichten verbreiteten 
Rechtsauffassung betreffen nach 
der Entscheidung des BGH die 

Kündigung und der nachfolgen-
de Räumungsrechtsstreit ein und 
dieselbe Rechtssache. Somit 
findet eine Anrechnung der vor-
gerichtlichen Gebühren  für die 
Kündigung auf die gerichtlichen 
Gebühren für die Räumungskla-
ge statt (vergleiche auch Urteil – 
VIII ZR 86/06 - in dieser Aus-
gabe).

 
 

Aufstellung einer Parabolantenne auf dem Balkon einer Mietwohnung  
 
Der Bundesgerichtshof hatte 
darüber zu entscheiden, ob und 
unter welchen Voraussetzungen 
die Aufstellung einer Parabolan-

tenne auf dem Balkon einer 
Mietwohnung zulässig ist. Die 
Beklagten sind Mieter einer der 
Klägerin gehörenden Wohnung 

in Berlin, die mit einem Breit-
bandkabelanschluss ausgestattet 
ist. Die Beklagten stellten auf 
dem Fußboden des Balkons ohne 
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feste Verbindung zum Gebäude 
eine Parabolantenne auf. Mit 
ihrer im vorliegenden Rechts-
streit erhobenen Klage nimmt 
die Klägerin die Beklagten auf 
Entfernung der Parabolantenne 
in Anspruch. Das Amtsgericht 
hat die Klage abgewiesen. Auf 
die Berufung der Klägerin hat 
das Landgericht der Klage statt-
gegeben. Zur Begründung seiner 
Entscheidung hat das Beru-
fungsgericht ausgeführt, durch 
den Mietvertrag sei der vertrags-
gemäße Gebrauch der Wohnung 
dahin eingeschränkt, dass die 
Beklagten außerhalb ihrer Woh-
nung keine Parabolantenne an-
bringen dürften.  
 
Der VIII. Zivilsenat des Bundes-
gerichtshofs hat die ständige 

Rechtsprechung, dass bei der 
Verfügbarkeit eines Kabelan-
schlusses regelmäßig ein sach-
bezogener Grund zur Versagung 
der Genehmigung einer Parabol-
antenne gegeben ist, bestätigt 
(Urteil vom 16. Mai 2007 – VIII 
ZR 207/04). Er hat entschieden, 
dass der Vermieter aber wegen 
des durch Art. 5 Abs. 1 GG ge-
schützten Interesses des Mieters 
am zusätzlichen Empfang von 
Satellitenprogrammen nach Treu 
und Glauben verpflichtet sein 
kann, der Aufstellung zuzu-
stimmen, wenn weder eine Sub-
stanzverletzung noch eine nen-
nenswerte ästhetische Beein-
trächtigung des Eigentums des 
Vermieters zu erwarten ist, son-
dern die Antenne keine oder 
lediglich geringfügige optische 

Beeinträchtigungen verursacht, 
beispielsweise weil sie auf dem 
Fußboden im hinteren Bereich 
eines sichtgeschützten Balkons 
aufgestellt ist. Die tatrichterli-
chen Feststellungen des Beru-
fungsgerichts dazu waren unzu-
reichend. Das Berufungsgericht 
ist von einer Beeinträchtigung 
des Erscheinungsbildes des Ge-
bäudes ausgegangen, ohne Fest-
stellungen zu der durch die An-
tenne konkret verursachten opti-
schen Beeinträchtigung zu tref-
fen. Der Bundesgerichtshof hat 
das Urteil des Berufungsgerichts 
deshalb aufgehoben und die 
Sache zur neuen Verhandlung 
und Entscheidung an das Beru-
fungsgericht zurückverwiesen 
(BGH-Presseerklärung vom 
16.5.07).

 
 

 
 

Flächenabweichung nach oben bei Mieterhöhung 
 
Mit der Flächenabweichung 
zwischen der Angabe im Miet-
vertrag und tatsächlicher Woh-
nungsgröße setzte sich der BGH 
im Urteil vom 23.5.07 (VIII ZR 
138/06) auseinander. Zum Re-
daktionsschluss lag erst eine 
Presseerklärung und noch nicht 
das abgefasste Urteil vor. 
 
Der Vermieter hatte auf der 
Grundlage der tatsächlichen 
Wohnungsgröße eine Mieterhö-
hung nach § 558 BGB (ortsübli-
che Vergleichsmiete) vorge-
nommen. Diese lag rund 10 
Quadratmeter über der im Miet-
vertrag angegebenen Fläche. Der 
Mieter verweigerte die Zahlung 

der Mieterhöhung, die auf der 
Basis der tatsächlichen Wohn-
fläche errechnet worden war. 
 
Der BGH stellte fest, dass die 
Angabe der Mietfläche im Miet-
vertrag keine unverbindliche 
Objektbeschreibung sei, sondern 
eine rechtsverbindliche Verein-
barung über die Beschaffenheit 
der Wohnung. Die davon abwei-
chende tatsächliche Wohnungs-
größe sei jedenfalls dann nicht 
maßgebend, wenn die Wohnflä-
chenabweichung nicht mehr als 
10% betrüge. Dies habe der 
BGH bereits für den umgekehr-
ten Fall eines Mieterhöhungsver-
langens, bei dem die tatsächliche 

Wohnfläche geringer war als 
gegeben, entschieden (Urteil 
vom 7.7.2004, VIII ZR 192/03, 
NJW 2004, 3115). Nichts ande-
res könne in diesem Fall gelten. 
Erst bei einer Flächenabwei-
chung von mehr als 10% könne 
es dem Vermieter unter be-
stimmten Voraussetzungen nicht 
mehr zugemutet werden, an der 
vertraglichen Vereinbarung über 
die Wohnungsgröße  festgehal-
ten zu werden. Die Grenze war 
im vorliegenden Fall nicht über-
schritten, so dass die zulässige 
Mieterhöhung nach der im Ver-
trag angegebenen Fläche zu 
berechnen war. 

 
 

Kein Anspruch auf Erhaltung einer vergleichsweise günstigen Wohnung 
 
Mit einer weiteren Presseerklä-
rung macht der BGH auf ein 
interessantes Urteil zur Mieter-
höhung aufmerksam (Urteil vom 
23.5.07 – VIII ZR 138/06). Ein 
Mieter hatte 2004 mit einem 
Quadratmeterpreis von 4,00 

€/qm eine vergleichsweise güns-
tige Wohnung angemietet. Der 
ortsübliche Mietzins lag zu die-
ser Zeit bei 4,60 €. Der Vermie-
ter verlangte später Zustimmung 
zu einer Mieterhöhung auf 4,26 
€/qm. Die ortsübliche Miete 

hatte sich bis dato nicht verän-
dert. Der Mieter meinte, dass das 
vereinbarte – günstige – Ver-
hältnis von vereinbarter Miete 
und ortsüblicher Miete aufrecht 
erhalten werden müsse und er 
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aufgrund des Mietvertrages hier-
auf einen Anspruch habe. 
 
Dem erteilte der BGH eine Ab-
sage. Das Vergleichsmietensys-
tem solle es dem Vermieter er-
möglichen, eine am Markt orien-

tierte, die  Wirtschaftlichkeit der 
Vermietung regelmäßig sicher-
stellende Miete zu erzielen. Dies 
träfe auch auf den Vermieter zu, 
der bei Anmietung eine beson-
ders günstige Miete anböte. Der 
Mieter müsse daher von vorne-

herein damit rechnen, dass die 
Miete stufenweise bis zur orts-
üblichen Vergleichsmiete ange-
passt werde, soweit im Vertrag 
nichts anderes vereinbart sei.

 
 

Zum Schriftformerfordernis bei Gewerbemiete in Bezug auf Einzugszeitpunkt 
 
Das Gesetz schreibt in § 550 
BGB vor, dass eine Befristung 
eines Gewerbemietvertrages 
über ein Jahr hinaus nur dann 
wirksam ist, wenn der Vertrag in 
schriftlicher Form abgeschlossen 
ist. Die Anforderungen an die 
Schriftform wurden früher sehr 
hoch angesetzt. Seit der soge-
nannten Auflockerungsrecht-
sprechung des BGH werden 
diese Anforderungen sukzessive 
reduziert. Mit Urteil vom 2.5.07 

hat der für Gewerbemietsachen 
zuständige XII. Senat einen wei-
teren Schritt in diese Richtung 
unternommen. Er hat festgestellt, 
dass die fehlende Angabe des 
Zeitpunktes des Mietbeginns 
unschädlich ist, wenn geregelt 
ist, dass das Mietverhältnis mit 
der Übergabe der Mietsache 
beginnt. Das Übergabeprotokoll 
sei nicht Bestandteil des Gewer-
bemietvertrages und ändere die-
sen auch nicht ab. Für die Beur-

teilung, ob die Schriftform ge-
wahrt sei, komme es daher nur 
auf die zum Zeitpunkt der Un-
terzeichnung vorliegende Ur-
kunde an, wenn diese nicht 
durch spätere Nachtragsurkun-
den geändert wurde. Eine Ände-
rung der vertraglichen Regelun-
gen erfolge aber durch  ein Ü-
bergabeprotokoll gerade nicht 
(XII ZR 178/04). 

 
 

Umstellung von hauseigener Heizungsanlage auf Wärmecontracting 
 
Mit einer für den Vermieter libe-
raleren Entscheidung zum Wär-
mecontracting macht das KG 
Berlin aufmerksam. Im Be-
schluss vom 13.2.07 (DWW 
2007, 148) stellt der Senat fest, 
dass eine ohne Zustimmung des 
Mieters erfolgte Umstellung der 
Lieferung von Warmwasser und 
Wärme von einer hauseigenen 

Heizungsanlage auf Fremdbelie-
ferung mit Wärmecontracting 
unwirksam ist und bezieht sich 
dabei auf die Rechtsprechung 
des BGH. Indessen stellt das KG 
auch fest, dass die Umstellung 
dann möglich sei, wenn für den 
Mieter hierdurch keine zusätzli-
chen Kosten entstünden. Im 
betreffenden Fall blieb der kla-

gende Vermieter jedoch genau 
deshalb erfolglos. Er konnte 
nicht belegen, dass die Kosten 
der Belieferung mit Wärme und 
Warmwasser unverändert blie-
ben; vielmehr deuteten die unzu-
länglichen Zahlen auf das Ge-
genteil hin. 

 
 
 
WEG-Recht 
 

WEG-Verbandskompetenzen in Bezug auf MaBV-Bürgschaften 
 

 
Im Urteil vom 12.4.07 (VII ZR 
50/06) verwertete der BGH die 
Feststellungen in der Entschei-
dung vom gleichen Tage zur 

Zuständigkeit des WEG-
Verbandes bei Gewährleistungs-
klagen. Dieser Fall lag insoweit 
anders, als dass die Wohnungs-
eigentümergemeinschaft gegen 
den Bürgen gerichtlich vorging. 
 
Die Bürgin hatte Bürgschaften 
nach der MaBV für den zwi-
schenzeitlich insolventen Bau-
träger gestellt. Aus steuerlichen 

Gründen hatte der Bauträger die 
Variante über Kaufpreisvoraus-
zahlung gegen Gestellung einer 
MaBV-Bürgschaft bei einem 
Teil der Käufer gewählt, andere 
wiederum hatten nach Baufort-
schritt gezahlt. 
 
Auch in diesem Fall musste sich 
der BGH dazu positionieren, ob 
die dem einzelnen Käufer siche-
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rungsweise gestellte Vollmacht 
auch vom Verband klageweise 
durchgesetzt werden kann. Diese 
Möglichkeit sah der VII. Senat 
im Wege einer Ermächtigung 
(gewillkürte Prozessstandschaft) 
als gegeben an. Eine gesetzliche 
Prozessstandschaft wie etwa bei 
der Kostenvorschussklage sahen 
die Karlsruher Richter jedoch 
nicht. Die Bürgschaftsansprüche 
seien nicht Teil des Verwal-
tungsvermögens oder dieses 
direkt betreffende Ansprüche. 
Da aber die Gelder zum Zwecke 
der Mangelbeseitigung genützt 
würden und so indirekt dem 
Verwaltungsvermögen zugute 
kämen, sei eine gewillkürte Pro-
zessstandschaft möglich. Der 
klagende Verband habe auch ein 
eigenes Interesse an Stelle des 
einzelnen Eigentümers zu kla-
gen. Denn für sie sei es nahe 
liegend und zweckmäßig, die 
einzelnen Bürgschaftsansprüche 
in ihrer Hand zu bündeln und 
eine Zahlung direkt an sich zu 
erreichen. 
 

Ferner stellte das Gericht fest, 
dass zwar der einzelne Woh-
nungseigentümer den vollen 
Anspruch auf ein mangelfreies 
Gemeinschaftseigentum habe 
und diesen Anspruch auch gegen 
den Bauträger geltend machen 
könne. Dieser Umfang ergebe 
sich jedoch nicht für die Haftung 
des MaBV-Bürgen. Dieser si-
chere vorrangig das Vorauszah-
lungsrisiko des einzelnen Woh-
nungseigentümers ab, wozu auch 
Kostenvorschussansprüche we-
gen nicht beseitigter Mängel 
gehörten. Jedoch soll das Vor-
auszahlungsrisiko nur insoweit 
abgesichert werden, als es den 
Käufer tatsächlich trifft. Daher  
geht der Senat davon aus, dass 
der Bürge nur in Höhe des auf 
den Käufer entfallenden Anteils 
am Miteigentum hafte (das ent-
spricht der Höhe der Sonderum-
lage, wenn die Gemeinschafter 
insgesamt keine durchsetzungs-
fähigen Ansprüche mehr hätten). 
 
Schließlich wandte der Bürge zu 
seiner Verteidigung noch ein, 

dass die Kaufpreise einzelner 
Käufer teilweise noch nicht voll-
ständig bezahlt worden seien 
(die Einreden des Schuldners 
stehen dem Bürgen nach § 404 
BGB auch zu). Die Klägerin (der 
Verband) wandte hiergegen Auf-
rechnung mit Kostenvorschuss-
ansprüchen wegen Mängeln am 
Gemeinschaftseigentum ein. 
Diese Aufrechnung erklärte der 
BGH für unzulässig. Es entsprä-
che der ständigen Rechtspre-
chung des BGH, dass der einzel-
ne Wohnungseigentümer den 
Kostenvorschussanspruch zur 
Beseitigung von Mängeln am 
Gemeinschaftseigentum zwar 
selbständig geltend machen kön-
ne; er könne die Leistung jedoch 
nicht an sich, sondern nur an die 
Gemeinschaft fordern. Insofern 
stünde dem Käufer gar kein ei-
gener Anspruch zu, mit dem die 
Klägerin (als Prozessstandschaf-
terin sozusagen in Vertretung für 
den einzelnen Käufer) hätte auf-
rechnen können. 

 
 

Anwaltliche Mehrvertretungsgebühr bei der Vollstreckung aus Alttiteln 
 
Die Richter des V. Senates stell-
ten im Beschlusswege fest, dass 
die Mehrvertretungsgebühr für 
Anwälte bei Alttiteln erhalten 
bleiben. Ein Anwalt hatte, nach-
dem er für die Wohnungseigen-
tümergemeinschaft einen Titel 
gegen einen Miteigentümer auf 
Hausgeld noch vor der Entschei-
dung zur Teilrechtsfähigkeit 
erstritten hatte, einen Zwangs-
vollstreckungsantrag gestellt. 
Der Zwangsvollstreckungsantrag 
wurde im September 2005 – also 
nach der Entscheidung zur Teil-

rechtsfähigkeit - im Namen aller 
im Titel genannten Eigentümer 
gestellt und die Mehrvertre-
tungsgebühr abgerechnet. Hier-
gegen wandte sich der Vollstre-
ckungsschuldner mit der Be-
gründung, Hausgeldansprüche 
seien Verbandssache, so dass nur 
ein Auftraggeber vorliege. 
 
Das sahen die Karlsruher Richter 
anders. Der Titel laute nicht auf 
den Verband, sondern auf die 
Miteigentümer. Die gesetzlichen 
Regelungen verlangten weiter, 

dass der Antragsteller der 
Zwangsvollstreckung und der 
oder die Gläubiger im Titel die-
selben Personen seien. Der Ver-
band könne aus diesem Titel also 
gar nicht vollstrecken. Es gäbe 
auch keine Verpflichtung hieran 
durch Titelumschreibungen oder 
ähnliches etwas zu ändern. Die 
Mehrvertretungsgebühr falle für 
solche Alttitel weiterhin an (Be-
schluss vom 15.3.2007, V ZB 
77/06). 

 
 

Möglichkeit der Belegeinsicht vor Abstimmung 
 
Vor der Abstimmung über die 
Jahresrechnung muss nach der 
ständigen Rechtsprechung des 
OLG Köln hinreichend Gele-

genheit gegeben werden, sämtli-
che Abrechnungsunterlagen 
sowie Einzelabrechnungen der 
anderen Eigentümer einzusehen. 

Diese Rechtsprechung spezifi-
zierte das OLG Köln im Be-
schluss vom 11.12.06 noch wei-
ter (NZM 2007, 366). Eine ord-
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nungsgemäße Information der 
Eigentümer setze voraus, dass 
vor und auch während der Ver-
sammlung die Eigentümer un-
eingeschränkt und in zumutbarer 
Weise Gelegenheit erhielten, die 
Einzelabrechnungen sämtlicher 
Miteigentümer einzusehen. 

Hierauf seien die Eigentümer 
hinzuweisen. Die Offenlegung 
der Unterlagen habe dabei zeit-
lich  so zu erfolgen, dass vor der 
Versammlung für den einzelnen 
Eigentümer ausreichend Zeit 
bliebe, alle Saldenlisten zu prü-
fen.  Es genüge nicht, dass der 

Verwalter die entsprechenden 
Unterlagen bei der Versamm-
lung mit sich führe, ohne auf 
deren Vorhandensein und die 
Einsichtsmöglichkeit schon vor-
ab hinzuweisen. 

 
 

Hinweispflicht für Verwalter auf Förderprogramme 
 
Nach Ansicht des LG Mönchen-
gladbach (Urteil vom 29.9.06 – 
NZM 2007, 416) trifft den WEG 
Verwalter hinsichtlich bestehen-
der Fördermöglichkeiten eine 
Hinweispflicht, bei deren Ver-
letzung er sich haftbar macht. 
 
Im zugrunde liegenden Fall hatte 
der Verwalter zwar über seine 
Hauszeitung über Fördermög-
lichkeiten bei der Umstellung 
der Heizungsanlage auf Gas 

informiert, weitere Maßnahmen 
in diese Richtung jedoch unter-
lassen. Das Landgericht sah eine 
Haftung aus positiver Forde-
rungsverletzung des Verwalter-
vertrages. Der Verwalter habe 
nicht ausreichend und umfassend 
bei der Herbeiführung der not-
wendigen Beschlüsse über die 
Fördermöglichkeit informiert. 
Als Sorgfaltsmaßstab sei dieje-
nige Sorgfalt anzusetzen, die 
jeder Hauseigentümer für sich 

selbst anwenden würde. Dem 
habe der Verwalter nicht genügt. 
Indessen erkannte das Gericht 
zudem, dass diesen Sorgfalts-
maßstab auch die Eigentümer 
verletzt hatten. Ihnen wurde 
daher ein schadensminderndes 
Mitverschulden von 50% ange-
rechnet, so dass der Verwalter 
nur die andere Hälfte des Scha-
dens bezahlen musste. 

 
 

Beschluss zu Öffnungszeiten Tiefgarage 
 
Auch der Gebrauch von Flächen, 
für die ein Sondernutzungsrecht 
zugewiesen ist, unterliegt der 
Regelungskompetenz der Woh-
nungseigentümerversammlung. 
Sie kann daher wirksam be-
schließen, dass die Ein- und 

Ausfahrt zur Tiefgarage be-
schränkt wird. Im zugrunde lie-
genden Fall besaß ein Teileigen-
tümer, der einen Laden in der 
Anlage betreibt, das Sondernut-
zungsrecht an mehreren Stell-
plätzen in der Garage. Die Ge-

meinschaft beschloss eine einge-
schränkte Nutzung ab 21 Uhr. 
Hiergegen wendete sich der 
Teileigentümer ohne Erfolg  
(OLG München, Beschluss vom 
3.4.2007, ZfIR 2007, 432) 

 
 

Zulässige Raumverlegung „Küche“ ins „Kinderzimmer“ 
 
Mit der Umnutzung des Kinder-
zimmers in eine Küche in einer 
Wohnung innerhalb einer nach 
WEG aufgeteilten Wohnanlage 
setzte sich das OLG Hamm im 
Beschluss vom 13.2.06 (NZM 
2007, 294) auseinander. Die 
Wohnungseigentümer einer 70 
qm großen Wohnung hatten die 
Küche in das ungenutzte  Kin-
derzimmer verlegt und dabei 
auch neue Leitungen für Wasser 

und Abwasser durch die Wand 
gelegt. Es war streitig, ob die 
Wand eine tragende Wand war 
oder nur eine Raumtrennung 
vorlag. Das OLG Hamm erklärte 
die Umnutzung für rechtmäßig. 
Die  Zweckbestimmung des 
Sondereigentums in der Tei-
lungserklärung werde durch die 
Bezeichnung der einzelnen 
Räume in dem in Bezug ge-
nommenen Aufteilungsplan 

nicht auf die so umrissene kon-
krete Nutzungsart umschränkt.  
Die Durchbohrung von im Ge-
meinschaftseigentum stehenden 
tragenden Wänden stelle zwar 
eine bauliche Änderung nach § 
22 WEG dar. Die Beeinträchti-
gungen lägen jedoch nicht über 
das in § 14 WEG normierte 
Maß.  
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Schirm5
Kommentar zu Text
§ 22 Besondere Aufwendungen, Wiederaufbau
(1) Bauliche Veränderungen und Aufwendungen, die über die ordnungsmäßige
Instandhaltung oder Instandsetzung des gemeinschaftlichen Eigentums hinausgehen,
können nicht gemäß § 21 Abs. 3 beschlossen oder gemäß § 21 Abs. 4 verlangt werden.
Die Zustimmung eines Wohnungseigentümers zu solchen Maßnahmen ist insoweit nicht
erforderlich, als durch die Veränderung dessen Rechte nicht über das in § 14
bestimmte Maß hinaus beeinträchtigt werden.
(2) Ist das Gebäude zu mehr als der Hälfte seines Wertes zerstört und ist der Schaden
nicht durch eine Versicherung oder in anderer Weise gedeckt, so kann der Wiederaufbau
nicht gemäß § 21 Abs. 3 beschlossen oder gemäß § 21 Abs. 4 verlangt werden.




 
Baurecht 

 
Zu den Anforderungen eines wirksamen Gewährleistungsausschlusses  

 
 

 
 
Mit einem unwirksamen Ge-
währleistungsausschluss befasste 
sich der BGH im Urteil vom 
8.3.2007 (VII ZR 130/05). Die 
Klägerin hatte mit dem beklag-
ten Bauträger im September 
2000 einen Kaufvertrag über ein 
Einfamilienhaus abgeschlossen. 
Das ursprünglich Mitte des 19. 
Jahrhunderts errichtete Gebäude 
sollte dabei grundlegend saniert 
werden. Der Bauträger hatte 
folgende Klausel im Vertrag 
aufgenommen:  
 
„Der Kaufgegenstand wird ver-
kauft in dem Zustand, in dem er 
sich am heutigen Tage befindet. 
Für die Größe des Grundstücks 
übernimmt der Verkäufer keine 
Gewähr. Er haftet auch nicht für 

offene oder versteckte Sachmän-
gel, es sei denn, dass er solche 
dem Käufer arglistig verschwie-
gen hat.“ 
 
Die Klausel unterfiel nicht den 
Regelungen der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen nach § 
305 ff BGB. Der Käufer steht 
bei Individualverträgen jedoch 
dennoch nicht schutzlos dem 
Vertragersteller gegenüber, der 
über den Notar zumeist den Ver-
trag stellt. Hier wendet der BGH 
seine Rechtsprechung zu „for-
melhaften Klauseln“ an, die sich 
auf § 242 BGB (Treu und Glau-
ben) stützt. Nach der Rechtspre-
chung des BGH ist ein formel-
hafter Ausschluss der Gewähr-
leistung für Sachmängel  beim 
Erwerb neu errichteter oder wie 
hier so zu behandelnder Häuser 
auch in einem notariellen Indivi-
dualvertrag gemäß § 242 BGB 
unwirksam, wenn die Freizeich-
nung nicht mit dem Erwerber 
unter ausführlicher Belehrung 
über die einschneidenden 
Rechtsfolgen eingehend erörtert 

worden ist (BGHZ 108, 164, 
BGHZ 101, 350). Eine Ausnah-
me von der Belehrungspflicht 
gebe es nur ganz ausnahmswei-
se, nämlich wenn sich der Notar 
persönlich davon überzeugt ha-
be, dass die Beteiligten sich über 
die Tragweite ihrer Erklärungen 
und das damit verbundene Risi-
ko vollständig im Klaren seien 
und dennoch die konkrete Ver-
tragsgestaltung ernsthaft wollten 
(BGH NJW 1995, 330).  
 
Nicht ausreichend erachtetet der 
BGH im zur Entscheidung an-
stehenden Fall, dass der Notar 
bei der Verlesung innegehalten 
habe und nachgefragt habe, ob 
die Käuferin das Objekt persön-
lich besichtigt und begutachtet 
habe. Das gleiche galt für die 
Feststellung, dass der Käuferin 
von ihrer Ausbildung die grund-
sätzliche Bedeutung eines Haf-
tungsausschlusses für Mängel 
bekannt war und die Klausel 
verständlich abgefasst war.

 
 

Kein wirksamer Gewährleistungsausschluss bei umfassender Sanierungsverpflichtung 
 
Der BGH führt seine Rechtspre-
chung zur unwirksamen Ge-
währleistungsbeschränkung bei 
Mangelgewährleistung fort (vgl. 
BGH zum Rücktrittsausschluss 
in ZIV 2006, 92). Im Urteil vom 
26.4.07 verwarfen die Richter 
des VII. Senates einen Gewähr-
leistungsausschluss in einem 
Bauträgerkaufvertrag. (VII ZR 
210/05) 
Die WEG hatte als Verband 
gegen den Bauträger wegen 
Mängeln am Gemeinschaftsei-
gentum geklagt. Der Bauträger 
verteidigte sich mit einem ver-
einbarten Ausschluss der Ge-
währleistung hinsichtlich der 

Altbauteile der Immobilie, die 
von der Sanierung ausgenom-
men waren. 
 
Der BGH erklärte diesen Aus-
schluss für unwirksam und führ-
te aus, dass die vertraglich ver-
einbarte Erbringung von Leis-
tungen wie neue Wärmeschutz-
fassade, Wärmedämmung, Kel-
lerdecke, teilweise neue Fenster 
und Rollläden, neue Eingangstü-
ren, neu zu errichtender Balkon, 
zusätzliches WC, Erneuerung 
der Dachentwässerung, neue 
Treppenhaustürelemente, Über-
arbeitung der Heizungstechnik, 
Einbau neuer Steigleitungen für 

Wasser, Modernisierung der 
Bäder, Innenanstricharbeiten, 
Wärmeschutzmaßnahmen und 
Überarbeitung der Böden sowie 
die Herstellung zweier weiterer 
Geschosse auf den bestehenden 
Etagen derart umfassend sei, 
dass der unbefangene Betrachter 
von einem Aufwand ausgehe, 
der einer Neuherstellung gleich 
käme. Unbeachtlich sei, dass 
durch die Umbau- und Renovie-
rungsarbeiten nicht in den die 
Gebäude bautechnisch prägen-
den Baubestand wie Fundamen-
te, Außenwände und Geschoss-
decken eingegriffen worden sei. 
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In der Folge haftete der Bauträ-
ger für die Mängel am Gemein-

schaftseigentum – hier einer 
Korrosion an den Wasserleitun-

gen des Objektes, entgegen sei-
ner vertraglichen Gestaltung.

 
 

WEG - Verband als Kläger bei Gewährleistungsklage 
 
Vorab (ZIV 2/2007) gab es 
schon eine Presseerklärung zum 
Urteil des BGH zur Frage, ob 
der Verband rechtlich in der 
Lage ist, klageweise gegen den 
Bauträger wegen Mängeln am 
Gemeinschaftseigentum vorzu-
gehen. Nunmehr liegt das inso-
weit bestätigende Urteil mit 
Gründen vor. 
Nach dem Urteil vom 12.4.07 
(VII ZR 236/05) kann der Ver-
band der Wohnungseigentümer 
eine Klage auf Kostenvorschuss 
einreichen. Damit schloss sich 
der für Bausachen zuständige 
VII. Senat der Rechtsauffassung 
des V. Senates hinsichtlich der 
Frage der Teilrechtsfähigkeit der 
WEG an. Obgleich die Gewähr-
leistungsansprüche aufgrund des 
geschlossenen Kaufvertrages 
dem einzelnen Wohnungseigen-
tümer zustehen, bestätigte der 
BGH, dass die Gemeinschaft die 
Durchsetzung dieser Rechte zu 
gemeinschaftlichen Angelegen-
heit machen könne. Hierzu er-
forderlich sei ein Beschluss nach 
§ 21 Abs. 1, 5 Nr. 2 WEG. Hier-
auf gründend würde dann der 
Verband in gesetzlicher Pro-
zessstandschaft klagen.  
 
Im Urteil wird indessen aus-
drücklich darauf hingewiesen, 
dass der Verband nicht alle 
Mangelansprüche exklusiv an 
sich ziehen könne. Der Erwerber 
könne vielmehr die Ansprüche 
auf großen Schadenersatz oder 
Wandlung bzw. Rücktritt selb-
ständig geltend machen. (vgl. 
Urteil vom 27.7.06 – ZIV 2006, 
78). Auch der Anspruch auf 
Kostenvorschuss könne vom 

einzelnen Wohnungseigentümer 
geltend gemacht werden, wenn 
er nur Leistung nicht an sich, 
sondern an die Gemeinschaft 
verlangen. Indessen gäbe es 
Bereiche, die exklusiv der Ge-
meinschaft zustünden, da sie ein 
eigenständiges Vorgehen eines 
einzelnen Wohnungseigentümers 
nicht zuließen, so etwa das 
Recht auf Minderung und auf 
kleinen Schadenersatz. Klar 
festgestellt wird ferner, dass ein 
entsprechender Beschluss zu 
einem gemeinschaftlichen Vor-
gehen, individuelles Vorgehen 
einzelner Eigentümer ausschlie-
ße. 
 
Interessant ist auch die Feststel-
lung, dass der Verband – nach 
entsprechender Ermächtigung in 
einem Beschluss – auch ermäch-
tigt sein soll, Mängel am Son-
dereigentum in gewillkürter 
Prozessstandschaft klageweise 
geltend zu machen. Vorausset-
zung hierfür sei, dass die An-
sprüche in einem engen rechtli-
chen und wirtschaftlichen Zu-
sammenhang mit der Verwal-
tung des gemeinschaftlichen 
Eigentümers stünden. Es beste-
hen nach dem BGH ausdrücklich 
keine Bedenken gegen eine Er-
mächtigung neben dem Mängeln 
am Gemeinschaftseigentum auch 
solche wegen Mängeln des Son-
dereigentums zu verfolgen. 
 
Schließlich befasste sich der VII. 
Senat noch mit einer interessan-
ten verjährungsrechtlichen Fra-
ge. Nach der Durchführung eines 
selbständigen Beweisverfahrens 
hatte der Anwalt einen Mahnbe-

scheid über 1 Mio. DM bean-
tragt, gegen den Widerspruch 
eingelegt wurde. Erst viel später, 
nämlich rund 14 Monate später 
forderte der Anwalt den Bauträ-
ger zur Mangelbeseitigung unter 
Fristsetzung auf. Zum Zeitpunkt 
des Erlasses des Mahnbeschei-
des gab es mithin noch gar keine 
auf Geldzahlung gerichtete For-
derung, sondern nur auf Beseiti-
gung der Mängel. Dies schade 
nicht, so der VII. Senat; es ge-
nüge, dass sämtliche Vorausset-
zungen des Klageanspruchs zum 
Ende der mündlichen Verhand-
lung vorlägen (Das ist der Fall, 
wenn in letzter Tatsacheninstanz 
der letzte Termin endet).  Der 
Schluss der mündlichen Ver-
handlung war denn auch noch 
nicht eingetreten, als der BGH 
ausurteilte, weil er die Sache 
zurück an das Berufungsgericht 
verwies. Eine Frage hinsichtlich 
der Verjährung war nämlich 
ungeklärt geblieben. Der Mahn-
bescheid trug als Grund der For-
derung nur die Angabe „Ge-
währleistungsmängel am Ge-
meinschaftseigentum“. Das sei 
indessen grundsätzlich zu unbe-
stimmt, weil die Mängel nicht 
individualisiert bezeichnet seien. 
Entweder müssten sich aus den 
Angaben des Mahnbescheides 
die Forderungen konkret ergeben 
(etwa durch Bezugnahme auf ein 
bestimmtes Gutachten), oder es 
müsse für den Empfänger des 
Mahnantrages sonst wie klar und 
eindeutig sein, wegen welcher 
Mängel welche Forderungen 
geltend gemacht würden.
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GmbH als öffentliche Auftraggeberin nach GWB und VOB/B 
 
Mit der Frage, ob eine Wohn-
baugesellschaft, die in der 
Rechtsform einer GmbH betrie-
ben wird und deren alleinige 
Gesellschafterin ein Bundesland 
ist, ein öffentlicher Auftraggeber 
im Sinne von § 17 Nr. 6 Abs. 4 
VOB/B ist, setzt sich der BGH 
im Urteil vom 26.4.07 auseinan-
der (VII ZR 152/06). Nach § 17 
Nr. 2 VOB/B hat der Auftragge-
ber einen Sicherheitseinbehalt 
auf ein Sperrkonto einzuzahlen. 
Erfolgt dies nicht, kann der Auf-
tragnehmer eine angemessene 
Nachfrist setzen und nach 
fruchtlosem Ablauf den Sicher-
heitseinbehalt herausverlangen. 

Ein Anspruch auf Sicherheits-
leistung gibt es dann nicht mehr.  
Für öffentliche Auftraggeber 
formuliert § 17 Nr. 6 Abs. 4 
VOB/B ein Privileg, nach dem 
diese Auftraggeber das Geld 
nicht auf ein Sperrkonto, son-
dern auf ein eigenes Verwahr-
konto einzahlen dürfen. 
 
So verfuhr auch die beklagte 
Wohnbaugesellschaft und berief 
sich auf § 98 GWB (Gesetz ge-
gen Wettbewerbsbeschränkun-
gen) als Legaldefinition des 
öffentlichen Auftraggebers, zu 
dem auch juristische Personen 
des privaten Rechts zählen, 
wenn sie Töchter von juristi-

schen Personen des öffentlichen 
Rechts (hier das Land Berlin) 
sind. 
Dieser Auslegung erteilten die 
Bundesrichter in Karlsruhe eine 
Absage. Sinn und Zweck der 
Regelung in der VOB/B sei die 
Insolvenzsicherung der Gelder. 
Juristische Personen des Privat-
rechts könnten jedoch auch in-
solvent werden, so dass öffentli-
cher Auftraggeber in der VOB/B 
anders zu verstehen sei, als im 
GWB. Der Regelungszweck 
gebiete es, alle juristischen Per-
sonen des Privatrechts gleich zu 
behandeln. Die Beklagte musste 
daher den Sicherheitseinbehalt 
ausbezahlen.

 
 
 
 
In eigener Sache 
 

2. Auflage erschienen:  Schultze/Hufenbach:  
„Immobilienverwaltung“ 
 
Nach nunmehr gut 2 Jahren erscheint anlässlich der WEG 
Novelle  die 2. Auflage unseres Praxishandbuchs. Auf 315 
Seiten und in 13 Kapiteln werden jetzt die WEG-Verwaltung 
und die Mietverwaltung in 2 Teilen getrennt dargestellt. Die 
Rechtsprechung zur Teilrechtsfähigkeit, die WEG-Novelle 
und haushaltsnahe Dienstleistungen sind eingearbeitet wor-
den. 
 
Die „Immobilienverwaltung“ kann über den Buchhandel be-
zogen werden. Subskriptionspreis 21,80 €, danach 24,80 €. 
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Veranstaltungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
Verwalterstammtisch  

 
ENEV und Modernisierung von Wohnanlagen 

 
Mit freundlicher Unterstützung der DKB lädt in diesem Jahr der Verwalterstammtisch wieder in das 
PANORAMA im Uniriesen mit anschließendem Grillen auf der Dachterrasse ein. 
 
Diesjährig beschäftigen wir uns vorrangig mit der am 27.6.07 beschlossenen und voraussichtlich am 
1.10.07 in Kraft tretenden rund 130 Seiten starken Energiesparverordnung sowie der Umsetzung von 
Modernisierungsmaßnahmen nach der WEG-Novelle und deren Finanzierung. 
 
Themen und Referenten: 
 
Heinz-G Schultze:  Eckwerte der am 27.6.07 beschlossenen EnEV – Konsequenzen für die Verwaltertä-

tigkeit 
Heinz G. Schultze:   Modernisierungsmaßnahmen nach der WEG-Novelle 
Marcus Kaufmann: KfW Bonn: Förderprogramme der KfW für Modernisierung von WEG-Wohnanlagen 
Holger Förster, 
N.N. Viehstädt:  Die Treuhänderplattform der DKB 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 VdIV- Fachtagung Bau- und Haustechnik 
 
9.00 Uhr:   Begrüßung durch den Vorstandsvorsitzenden, Heinz G. Schultze 
9.15 Uhr:  Dietmar Hirsch, Brandschutzbeauftragter: Brandschutz. Prüfintervalle in Wohn- 

und Gewerbeimmobilien 
10.00-10.30 Uhr:  Kaffeepause, Besuch der Fachaussteller 
10.30-11.15 Uhr:  Markus Fischbach, MBS GmbH, Inning: Schimmel – Ursachen, Diagnoseverfah-

ren, Sanierung, Prävention 
11.15- 11.45 Uhr :  Werner Feuß, E:duo GmbH, Essen: Wärmelieferung in der Wohnungswirtschaft 
11.45-12.30 Uhr:  Susanne Gieler-Breßmer, IGF Gieler-Beßmer & Fahrenkamp GmbH, Süßen:  Kor-

rosion von Stahl in Beton: Vermeidung , Instandhaltung und Instandsetzung 
12.30-13.45 Uhr:  Mittagessen, Besuch der Fachaussteller  
13.45 – 14.30 Uhr:  Susanne Gieler-Breßmer: Mediation – alternative Streitschlichtung  
14.30-15.15 Uhr:   Heinz G. Schultze: Der Vertrag mit dem Handwerker unter besonderer Berück-

sichtigung der VOB/B Novelle 
15.15.-15.45 Uhr:  Kaffeepause – Besuch der Fachaussteller 
15.45-16.30 Uhr:  Torsten Schulz: Erfahrungen bei der Bestands- und Zustandserfassung von Kanä-

len, mögliche Schäden 
16.30.-17.00 Uhr: Söhnke Schmid, Gursch & Schmidt, Hannover-Dresden: Abwasserleitungen in der 

Gebäudeversicherung – was ist zu beachten? 
 
Kosten für Nichtmitglieder 130,00 + 19% Mehrwertsteuer  

- Mitglieder erhalten 50,00 € Fortbildungszuschuss  
- 80 € für jede weitere Person. 

 
Anmeldungen bei: VdIV Servicegesellschaft mbH Mitteldeutschland, Im Wiesengrund 24, 04509 
Krostitz, Tel.: 034295/70420, Fax.: 034295/70424 
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6. Potsdamer Verwaltertag 
 
Aus dem Programm: 
 
Prof. Jacoby, Berlin: Teilrechtsfähigkeit der Woh-
nungseigentümergemeinschaft – welche Auswir-
kungen ergeben sich für die Verwaltung? 
 
Prof. Häublein, Berlin: Bauliche Veränderungen – 
Neue Beschlussmöglichkeiten nach § 22 WEG 
 
Dr. Elzer, Richter AG Berlin-Neukölln: Sonstige 
Neuerungen bei der Kostenverteilung 
 
Dr. Riecke, Richter AG Hamburg-Blankenese: Ak-
tuelle WEG-Rechtsprechung 
 
Veranstalter: BFW Servicegesellschaft mbH, Schiff 
-bauerdamm 8, 101117 Berlin 

Seminar-Vorankündigung  
18./19.10.2007 

 
Viessmann-Seminar in Berlin mit Besuch
der Viessmann-Werke. 
 
Themen werden u.a. sein, der neue Energie-
pass und Betriebskostenoptimierung. 
 
Unkostenbeitrag für Mitglieder sowie Part-
ner/in beträgt 50 € zzgl. 19% Mehrwertsteuer.
Für Nichtmitglieder 100,00€ zzgl. Mehr-
wertsteuer.  
 
Darin enthalten ist das Seminar einschließlich
Übernachtung im Hotel, gemeinsames Abend-
essen und eine Stadtrundfahrt. 
 
Anmeldungen bei: VdIV Servicegesellschaft 
mbH Mitteldeutschland, Im Wiesengrund 
24, 04509 Krostitz, Tel.: 034295/70420, 
Fax.: 034295/70424 

 
 
 
 
VdIV- Mitteldeutschland 

 
 

Neue Rubrik in der ZIV 
 
Eine neue Rubrik in der ZIV 
wird Sie über interessante Neue-
rungen im Verband der Immobi-
lienverwalter informieren, Anre-
gungen und Tipps zu Unterneh-
merkontakten oder Dienstleis-
tungen des Verbandes darstellen. 
Beginnen möchten wir mit ei-
nem Aufruf an alle Verwalter, 
die Freude daran hätten, wie in 

Leipzig einen Verwalterstamm-
tisch bei sich am Ort zu installie-
ren. Wir haben erste Kontakte zu 
einem Sponsor hergestellt, der 
sich organisatorisch und auch 
finanziell mit einbringen würde. 
Die Servicegesellschaft des Ver-
bandes würde ebenfalls organi-
satorisch behilflich sein, um 
unter dem Dach des Verbandes 

weitere regelmäßige Stammti-
sche zu installieren. Bitte haben 
Sie keine Scheu, sich bei uns zu 
melden. Besonderes Interesse 
hat der Verband natürlich an 
einer räumlichen Spreizung der 
Aktivitäten. Angesprochen dür-
fen sich daher vor allem Verwal-
ter in Erfurt und in Dresden füh-
len.

 
 
 

VdIV-Vortsandswahlen in Sachsen 
 
Am 19.6.07 fanden in Chemnitz 
die Vorstandswahlen des Ver-
bandes der Immobilienverwalter 
Sachsen e.V. statt. Noch vor 
dieser Wahl wurde eine Sat-
zungsänderung beschlossen, der 
zu Folge der Verband künftig 
unter dem Namen Verband der 
Immobilienverwalter Mittel-
deutschland e.V. auftritt. Damit 

will der Verband nach Thürin-
gen hin weitere Kreise der Im-
mobilienverwalter ansprechen 
und dies auch namentlich doku-
mentieren. 
Zum neuen Vortand wurden 
Herr Hunger (WBB Chemnitz) , 
Herr Jahns (Hausverwaltung 
Jahns, Hainichen), Herr Klee 
(HaWoGe Lugau), Herr Dr. 

Näke (ELB-Immobilien Dres-
den), Rechtsanwalt Strunz 
(Kanzlei Strunz Alter, Chem-
nitz), und Rechtsanwalt Schultze 
(Leipzig) gewählt. In der ersten 
konstituierenden Sitzung wurden 
einstimmig bestimmt Herr Jahns 
zum Finanzvorstand, Herr Hun-
ger zum Vorstand für Öffent-
lichkeitsarbeit, Herr Klee zum 
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stellvertretenden Vorsitzenden 
und Rechtsanwalt Schultze zum 
Vorstandsvorsitzenden.  
 
Für das entgegen gebrachte Ver-
trauen darf ich an dieser Stelle 

herzlich danken. Für die nächste 
Zeit haben wir uns im Verband 
viel vorgenommen und freuen 
uns daher auf regen Zuspruch, 
Hinweise und Kritik von den 
Mitgliedern und natürlich auch 

von regen Verwaltern, die gerne 
an der Verbesserung der Dienst-
leistungen des Verbandes mit-
wirken wollen. 

  
 
 

 
 
 
 
 
Damit Sie nicht immer nachsehen müssen, was es unter unserer Homepage 
www.Verwalterstammtisch.de neues gibt, erhalten Sie an dieser Stelle fortan eine Aktualisierungs-
mitteilung. An der roten Hervorhebung können Sie sehen, dass die Datei neu eingestellt oder aktua-
lisiert wurde. Der Aufbau ist derselbe wie im geschlossenen Bereich der Seite. 
 
0. Wichtige Informationen für unsere Besucher  
28.08.2006   Benutzerinformationen   
  
1. Mietrecht  
28.02.2007   Entscheidungssammlung-Mietrecht  
 
1a. Betriebskosten  
28.02.2007   Entscheidungssammlung-Betriebskosten  
 
1b. Gerichtsentscheidungen AG/LG Leipzig zum Betriebskostenrecht  
19.08.2006   AG-Leipzig-163-C-8500-04  
19.08.2006   AG-Leipzig-163-C-4723-05  
19.08.2006   AG-Leipzig-164-C-3906-03  
19.08.2006   AG-Leipzig-164-C-8973-04  
19.08.2006   AG-Leipzig-164-C-13214-03  
19.08.2006   AG-Leipzig-168-C-12477-03 
19.08.2006   AG-Leipzig-168-C-287-04  
19.08.2006   AG-Leipzig-163-C-5799-03  
19.08.2006   AG-Leipzig-18-C-2588-03  
19.08.2006   LG-Leipzig-12-S-1841-04  
19.08.2006   AG-Leipzig-11-C-5046-03  
19.08.2006   AG-Leipzig-16-C-622-02  
19.08.2006   AG-Leipzig-165-C-1655-04  
19.08.2006   AG-Leipzig-167-C-4365-04  
21.08.2006   LG-Leipzig-12-S-79-06  
24.08.2006   AG-Leipzig-166-C-7820-04  
23.08.2006   LG-Leipzig-12-S-2867-04 (NZM 2005,14)  
23.08.2006   LG-Leipzig-12-S-6001-01 (NZM 2002, 486)  
15.11.2006   LG-Leipzig-12-S-301-06  
12.09.2006   AG-Leipzig-99-C-8415-01 (WuM 2002, 376)  
12.09.2006   AG-Leipzig-45-C-9357-98 (WuM 1999, 467)  
12.09.2006   AG-Leipzig-163-C-210-05  
20.11.2006   AG-Leipzig-111-C-6641-03  
20.11.2006 AG-Leipzig-160-C-12729- 
01.05.2007 AG-Leipzig-166_C-2955-06 
01.05.2007   AG Leipzig-111-C-6641-03 
01.05.2007 AG Leipzig-163-C-4296-06 
 
1c. Rechtsprechungsübersicht zur Schönheitsreparaturklausel  
28.02.2007   Schoenheitsreparaturrechtsprechung  
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1d. Modernisierungsmieterhöhung  
11.09.2006 Entscheidungssammlung-Modernisierungsmieterhoehung  
 
 
1e.  Mietspiegelmieterhöhung  
01.05.2007 AG Borna-3-C-60-04- Mietspiegel-LE-für Markkleeberg 
01.05.2007 LG Leipzig-1-S-3643-04-Berufung 
 
2. WEG-Recht  
28.02.2007   Entscheidungssammlung-WEG  
 
3. Baurecht  
28.02.2007   Entscheidungssammlung-Baurecht  
 
4. Gebäudetechnik 
25.05.2007 Aufzug 
25.05.2007 Brandschutz 
25.05.2007 Elektro 
25.05.2007 Wasser 
01.07.2007      EnEV – Verordnung 
01.07.2007     EnEV-Änderung 
 
5. Aktuelles  
31.10.2006   Verwalterinfo-5-2006  
27.08.2006   Verwalterinfo-1-2006  
27.08.2006   Verwalterinfo-2-2006  
27.08.2006   Verwalterinfo-3-2006  
07.09.2006 Verwalterinfo-4-2006  
19.03.2007 Verwalterinformation-1-2007 
19.03.2008 Verwalterinformation-2-2007 
22.01.2007   Verwalterinfo-6-2006  
22.01.2007 Jahresregister-2006  
 
 
6. Skripte zu Stammtischen  
20.10.2006   Die Verwalterpraesentation  
28.01.2007   Vortrag: Die WEG-Novelle  
28.01.2007   WEG-Neu  
28.01.2007   Synopose-WEG-Alt-Neu  
28.01.2007 Beschlusssammlung  
06.04.2007 Vortrag zum BMF-Rundschreiben-3.11.06 
 
 
 
7. Materialien zur Teilrechtsfähigkeit und WEG-Novelle  
17.10.2006   VortragRASchultzeVerwaltertag 28.4.06  
20.11.2006   WE-Gesetzenwurf-Stand.9.3.06  
17.10.2006   Gegenaeusserung-Brat  
17.12.2006   Beschlussvorlage-WEG-14.12.06  
20.12.2006   Plenar-Protokoll-WEG-14.12.06  
 
8. Materialien zu haushaltsnahen Dienstleistungen  
28.02.2007   BMF-Rundschreiben zu 35a-EStG  
06.04.2007  A-z der Kosten 
06.04.2007 Betriebskostenabrechnung 
06.04.2007 Bk-Kosten-35a-EStG 
06.04.2007 Heizkostenabrechnung 
06.04.2007 WEG-Abrechnung 
 
9. Materialien zum Rechtsberatungsgesetz  
26.04.2007 Vortrag Rechtsberatungsgesetz 
26.04.2007 Penlarprotokoll 
26.04.2007 Rechtsberatungsgesetzesentwurf 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 
 

Aufsichtsführende Behörde 
 
Rechtsanwaltskammer Sachsen, Glacisstr. 6, 01099 Dresden, Telefon: 0351/ 318590, Telefax: 0351/ 33 60 899 
E-Mail: info@rak-sachsen.de. ZURÜCK
 
Berufsrechtliche Regelungen 
 
Die Berufsbezeichnung „Rechtsanwalt“ bzw. „Rechtsanwältin“ wurde den hier benannten Volljuristen aufgrund bundes-
deutschen Rechts nach dem bestehen der 2. juristischen Staatsprüfung (Befähigung zum Richteramt) durch ein besonderes
Zulassungsverfahren ehemals durch das jeweils zuständige Justizministerium resp. aufgrund der seit dem 8.9.1998 geän-
derten Rechtslage durch die örtliche Rechtsanwaltskammer zuerkannt. 
 
Rechtsanwälte bzw. Rechtsanwältinnen unterliegen den berufsrechtlichen Regelungen der Bundesrechtsanwaltsordnung
(BRAO), der Bundesrechtsanwaltsgebührenordnung (BRAGO) bzw. für seit 1.7.2004 erteilten Mandaten dem Rechtsan-
waltsvergütungsgesetz (RVG), den Berufs- und Fachanwaltsordnungen der Bundesrechtsanwaltskammer (BORA 2001
und FAO) sowie den Standesregeln der Rechtsanwälte der Europäischen Gemeinschaft. Sämtliche berufsrechtliche Rege-
lungen können Sie unter www.Brak.de einsehen. ZURÜCK
 
Hinweis zu Verlinkungen 
 
Der verantwortlicher Seitenanbieter ist für Inhalte unmittelbar verlinkter Seiten nur dann verantwortlich, wenn er sich den
Inhalt zu eigen macht.  Das ist der Fall, wenn er von diesen Inhalten positive Kenntnis hat und ihm möglich und zumutbar
ist, die Nutzung rechtswidriger Inhalte zu verhindern. Für Inhalte von Sites, die mit hier verlinkten Seiten verlinkt sind
(tiefere Linkebenen) haftet der verantwortliche Seitenbetreiber nicht. ZURÜCK
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Urheberrechtsschutz 

 
Die in der ZIV veröffentlichten Beiträge sind urheberrechtlich geschützt. Das gilt auch für die veröffentlich-
ten Leitsätze, soweit es sich nicht um amtliche Leitsätze handelt. Der Rechtsschutz gilt auch gegenüber Da-
tenbanken und ähnlichen Einrichtungen. Kein Teil der ZIV darf ohne Genehmigung in Textform gleich in 
welcher Art und Weise zum Zwecke der Weiterverbreitung vervielfältigt oder datenbankmäßig zugänglich 
gemacht werden. ZURÜCK
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